
 

 

 

Geschäftsordnung des Tierschutzbeirats Schleswig-Ho lstein 

 

 

Der Tierschutzbeirat Schleswig-Holstein beim Minister für Energiewende, Landwirt-

schaft, Umwelt und ländliche Räume erhält nachstehende Geschäftsordnung: 

 

1. Aufgaben des Tierschutzbeirats 

1.1  Der Tierschutzbeirat (nachfolgend: Beirat) berät die oder den für Tierschutz zu-

ständige Ministerin bzw. Minister in Grundsatzangelegenheiten des Tierschutzes. 

1.2  Vom Beirat sollen insbesondere aktuelle Tierschutzthemen bearbeitet werden, 

die z.B. in einem Jahresgespräch der Tierschutzverbände bei der Ministerin bzw. 

dem Minister aufgegriffen werden. 

1.3 Beiratsmitglieder können ebenfalls eigene Themen in die Beratung einbringen. 

1.4  Landwirtschaftliche Tierschutzthemen, die z.B. Rinder-, Schweine- und Geflügel-

haltung betreffen, werden vorrangig vom Runden Tisch „Tierschutz in der Nutz-

tierhaltung“ bearbeitet. 

 

2. Berufung und Amtszeit der Beiratsmitglieder 

2.1 Der Beirat besteht aus zwölf Mitgliedern. 

2.2 Die Mitglieder werden von der oder dem für Tierschutz zuständigen Ministerin 

bzw. Minister berufen. 

2.3 Dem Beirat sollen insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der Tierschutzver-

bände, der Tierärzteschaft und der Wissenschaft angehören. Bei der Besetzung 

des Beirates sollen Frauen und Männer jeweils hälftig berücksichtigt werden, 

§ 15 Gleichstellungsgesetz ist zu berücksichtigen. Beiratsmitglieder sollen ihren 

ersten Wohnsitz in Schleswig-Holstein haben. 

2.4 Die Amtszeit der Beiratsmitglieder beträgt 4 Jahre. Im Fall der Nachberufung 

endigt die Amtszeit mit Ablauf der restlichen Amtszeit der Vorgängerin bzw. des 

Vorgängers. Die Wiederberufung ist zulässig.  

2.4  Die Beiratsmitglieder sind in dieser Funktion ehrenamtlich tätig. 
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3. Ausscheiden von Beiratsmitgliedern 

3.1 Die Mitglieder können jederzeit schriftlich ihr Ausscheiden aus dem Beirat erklä-

ren oder nach § 98 Landesverwaltungsgesetz abberufen werden. Scheidet ein 

Mitglied vor Beendigung der Amtszeit aus dem Beirat aus, so wird für die restli-

che Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger berufen. 

3.2 Die Verschwiegenheitspflicht der Beiratsmitglieder nach Nummer 10 gilt auch 

nach Ausscheiden aus dem Beirat. 

 

4. Vorsitz und Geschäftsführung 

4.1 Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende werden 

aus der Mitte der Beiratsmitglieder für die Dauer der Amtszeit gewählt. Gewählt 

ist, wer die meisten Stimmen der anwesenden Beiratsmitglieder auf sich verei-

nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Wiederwahl ist zulässig. Bis zur 

Wahl einer oder eines Vorsitzenden wird die Sitzung durch die Geschäftsführung 

geleitet. 

4.2 Die Abwahl der oder des Vorsitzenden bzw. der oder des stellvertretenden Vor-

sitzenden ist mit zwei Drittel Stimmen aller Beiratsmitglieder möglich. 

4.3  Bei Rücktritt, im Fall der Abwahl oder aus anderen Gründen, die zur Vakanz des 

Vorsitzes bzw. des stellvertretenden Vorsitzes führen, ist für den verbleibenden 

Teil der Amtszeit neu zu wählen. 

4.4 Die Geschäfte des Beirats führt das für Tierschutz zuständige Ministerium. Zur 

Geschäftsführung gehören das zur Verfügung stellen der Räumlichkeiten für Sit-

zungen, die Erstellung und Versendung von Einladung, Tagesordnung und Nie-

derschrift. 

 

5. Einberufung des Beirats 

5.1 Zu den Sitzungen des Beirats wird in der Regel in Absprache zwischen Vorsitz 

und Geschäftsführung mindestens 21 Tage vor der geplanten Sitzung schriftlich 

unter Einräumung der Möglichkeit, Vorschläge für die Tagesordnung zu unter-

breiten, eingeladen. Die Einladung erfolgt elektronisch durch die Geschäftsfüh-

rung. 
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5.2 Die endgültige Tagesordnung ist spätestens 7 Tage vor dem Sitzungstermin al-

len Beiratsmitgliedern elektronisch zu übersenden. 

5.3  Der Beirat ist innerhalb eines Monats einzuberufen, wenn die oder der für Tier-

schutz zuständige Ministerin bzw. Minister oder mindestens vier Mitglieder des 

Beirats dies unter Angabe der Tagesordnung beantragen. 

 

6. Sitzungen 

6.1 Die Sitzungen des Beirats sind nicht öffentlich. 

6.2 In besonderen Fällen kann die Teilnahme anderer Personen an der Sitzung zu-

gelassen werden, wenn dies im Einzelfall sachdienlich erscheint und die Mehr-

heit der Mitglieder des Beirats sowie die Geschäftsführung dem zustimmen. 

6.3  Wenn der Beirat sich mit Tierversuchen befasst, ist die bzw. der Vorsitzende der 

Kommission nach § 15 TierSchG hinzuzuziehen. 

 

7. Beschlussfähigkeit 

Der Beirat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 

und mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

 

8. Beschlussfassung 

8.1 Jedes Mitglied des Beirats hat eine Stimme.  

8.2  Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder 

gefasst.  

 

9. Niederschrift 

Über jede Beiratssitzung ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese ist vom Vorsitz 

und von der Geschäftsführung zu unterzeichnen. 

Die Niederschrift ist den Mitgliedern rechtzeitig vor der nächsten Sitzung zuzulei-

ten, spätestens mit der Übersendung der endgültigen Tagesordnung.  

 

10. Verpflichtung 

10.1 Bei der Tätigkeit der Mitglieder des Beirats handelt es sich um eine ehrenamtli-

che Tätigkeit im Sinne der §§ 93 bis 99 Landesverwaltungsgesetz. 
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10.2 Die Mitglieder haben diese Tätigkeit gewissenhaft und unparteiisch auszuüben 

und werden dazu ebenso wie zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Pflicht zur 

Verschwiegenheit bezieht sich auf die Inhalte der Beratungen sowie auf die dem 

Beirat zur Verfügung gestellten Informationen.  

10.3 Von den Beiratsmitgliedern ist insbesondere im elektronischen Verfahren sicher-

zustellen, dass keine andere Person Zugriff auf die unter die Verschwiegen-

heitspflicht fallenden Daten hat. 

 

11. Verwertungsrecht 

Die oder der für Tierschutz zuständige Ministerin bzw. Minister ist berechtigt, 

gutachterliche Äußerungen und sonstige Stellungnahmen des Beirates zu ver-

werten. Ihre Veröffentlichung bedarf der Zustimmung des Beirates. 

 

12. Öffentlichkeitsarbeit 

Themen, zu denen der Beirat etwas Eigenes erarbeitet hat (z.B. Handreichung, 

Konzept, Stellungnahme), können mit Zustimmung der Pressesprecherin bzw. 

des Pressesprechers des für den Tierschutz zuständigen Ministeriums veröffent-

licht werden. Neben Tagesmedien kommt hierfür insbesondere die Internetseite 

des Ministeriums in Betracht. 

 

13. Entschädigung  

Die Mitglieder des Beirats erhalten eine Reisekostenentschädigung in dem für 

schleswig-holsteinische Landesbedienstete anerkannten Umfang. Dabei wird auf 

den erforderlichen Wohnsitz in Schleswig-Holstein gem. Nummer 2.3 abgestellt. 

Die Geschäftsstelle setzt die zu erstattenden Reisekosten fest. 

 

14.  Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt am 23. August 2016 in Kraft. Sie tritt an die Stelle 

der Geschäftsordnung vom 20. März 2003. 

 

 


